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Bundesgesetz, mit dem das Asylgesetz 2005, das Fremdenpolizeigesetz 2005, das 
Grundversorgungsgesetz - Bund 2005, das Niederlassungs- und Aufenthaltsgesetz, 
das Staatsbürgerschaftsgesetz 1985 und das Tilgungsgesetz 1972 geändert werden, 
Stellungnahme  
 
 
 
Sehr geehrte Damen und Herren! 
 
Das Bundesministerium für Gesundheit erlaubt sich zu dem im Betreff genannten 
Entwurf nachfolgende Stellungnahme abzugeben: 
 
Die in § 15 Abs. 1 Z 6 des Entwurfs des Asylgesetzes und in § 12 Abs. 4 des Entwurfs 
des Fremdenpolizeigesetzes vorgesehenen radiologischen Untersuchungen zur Al-
terseingrenzung sind aus medizinrechtlicher Sicht des Bundesministeriums für Ge-
sundheit insbesondere im Hinblick auf die Strahlenbelastung und die Einwilligung zur 
Untersuchung von Kindern und Jugendlichen bedenklich. 
 
Darüber hinaus ist auch die Frage, ob eine radiologische Untersuchung zur Altersfest-
stellung auf Grund der Ungenauigkeit der Untersuchungen als geeignete Methode zur 
Feststellung des Alters dient, kritisch zu sehen. Experten/-innen des ho. Ressorts sind 
der Auffassung, dass die Ungenauigkeit weit über plus minus zwei Jahre hinausgehen 
würde. In den Erläuterungen zu den genannten Bestimmungen wird von einer Unge-
nauigkeit von einem bis eineinhalb Jahren ausgegangen, dies allerdings in Bezug auf 
eine multifaktorielle Analyse des Alters, die sich jedoch nicht zweifelsfrei im Geset-
zeswortlaut widerspiegelt. 
 
Aus Sicht des ho. Ressorts handelt es sich bei der gegenständlichen Frage um eine 
schwierige und weitgehende Entscheidung, bei der insbesondere auch die Abwägung 

9/SN-65/ME XXIV. GP - Stellungnahme zum Entwurf elektronisch übermittelt 1 von 2

Dieses Dokument wurde mittels e-Mail vom Verfasser zu Verfügung gestellt. Für die Richtigkeit
 und Vollständigkeit des Inhaltes wird von der Parlamentsdirektion keine Haftung übernommen.



 Seite 2 von 2 

der Strahlenschädigung im Gegensatz zur Treffsicherheit der Methode zu erfolgen 
hat.  
 
Eine Ausfertigung dieser Stellungnahme wird an das Präsidium des Nationalrates an 
begutachtungsverfahren@parlament.gv.at übermittelt. 
 
 

Mit freundlichen Grüßen 
Für den Bundesminister: 
Dr. Clemens-Martin Auer 

 
 

 
Beilage: 0 
 
Elektronisch gefertigt
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